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Internetzensur

Im vergangenen Sommerloch hat 
sich einmal mehr meine Lieblings-
gralshüterin des Guten zu Wort 
gemeldet. Martine Brunschwig 
Graf, ihres Zeichens Präsidentin 
der Eidgenössischen Kommission 
gegen Rassismus (EKR). Die ehe-
malige FDP-Nationalrätin ist uns 
im letztjährigen Sommerloch 
schon aufgefallen, als sie verkün-
dete, dass sie ein Papier über an-
geblich rassistische Äusserungen 
von Volksvertretern erstellen las-
se. Im Fokus stehen – wie könnte 
es auch anderes sein - SVP-Politi-
ker. Bei allem gutmenschlichen 
Anspruch: Wer Listen über Men-
schen führt, deren Meinung ei-
nem nicht genehm ist, betreibt in 
Tat und Wahrheit eine Gesin-
nungs% chierung (vgl. «Der Zür-
cher Bote» vom 25.10.2013).
Mit der Meinungsfreiheit scheint 
sich Frau Brunschwig Graf allge-
mein etwas schwer zu tun. Nun 
fordert sie eine weitere Massnah-
me zu deren Einschränkung und 
sagt den Sozialen Medien wie Fa-
cebook den Kampf an. Nach Ein-
schätzung von Frau Brunschwig 
Graf gäbe es eine Zunahme an 
rassistischen und antisemitischen 
Kommentaren auf Facebook und 
in Online-Kommentaren. «Wir ha-
ben einen Punkt erreicht, wo die 
Behörden aktiv werden müssen», 
konstatiert sie und droht, dass es 
inskünftig mehr Strafanzeigen ge-
ben würde. «Wir müssen dafür 
sorgen, dass Anzeigen auch etwas 
bewirken».
Immerhin scheint man in der EKR-
Zentrale gemerkt zu haben, dass 
sich das World Wide Web nicht 
automatisch nach den Moralvor-
stellungen einer Frau Brunschwig 
Graf richtet. Deshalb verlangt sie 
vom Bund, dass er das Gespräch 
mit Facebook suchen soll, damit 
die Plattform schneller auf verba-
le Entgleisungen reagiert. Ziem-
lich unrealistisch. Doch wenn man 
sich den Schwank vorstellt, wie 
Bundesrätin Sommaruga den Fa-
cebook-Gründer Mark Zuckerberg 
in ihr Büro zitiert, hat dies durch-
aus Potential zum Schenkelklop-
fer des Jahres. Und wenn Face-
book einmal diszipliniert ist, geht 
die Arbeit gleich weiter. Allein die 
21 grössten sozialen Netzwerke 
haben insgesamt über 5.7 Milliar-
den Nutzer.
Nach der Gesinnungs% chierung 
die Internetzensur. «Je suis libéra-
le!» proklamiert Frau Brunschwig 
Graf auf ihrer Website. Hierbei 
reizt sie die Freiheiten des Inter-
nets ebenfalls gehörig aus, denn 
wer Andersdenkende mit Fichen 
und Zensur bekämpfen will, sollte 
sich mit solchen Plattitüden etwas 
zurücknehmen. Niemand befür-
wortet verbale Entgleisungen. 
Aber alle Symptome haben eine 
Ursache. Anstatt Facebook An-
weisungen zum Betrieb der Platt-
form zu geben, wäre es wahr-
scheinlich zielführender, wenn die 
EKR den Bundesrat auffordern 
würde, vermehrt auf die Stimmen 
und Sorgen der Bevölkerung zu 
hören und Volksabstimmungen 
zu respektieren.
«Je suis libérale!». Und immer 
schön bei der Wahrheit bleiben, 
Frau Brunschwig Graf. Bis zum 
nächsten Sommerloch.

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Genf als Vorbild?
Wer in Zürich eine preisgünstige Wohnung sucht, hat es schwer. Die Abstim-
mungsempfehlung des Gemeinderats geht aber in die falsche Richtung, denn 
statt das Problem zu lösen, schafft sie neue.

Fadegrad

Für die Linken im Zürcher Gemeinde-
rat hat die in der Bundesverfassung 
verankerte Eigentumsgarantie kei-
nen grossen Wert. Hausbesetzer wer-
den geduldet und auch nach erwiese-
nen Sachbeschädigungen von der Po-
lizei mit Samthandschuhen ange-
fasst. Von den Chaoten, die im Kreis 7, 
in der Binz und kürzlich im Labitzke 
Areal während Wochen fremdes Ei-
gentum besetzten, sind nur wenige 
verhaftet und praktisch nicht zur Re-
chenschaft gezogen worden. Die Ran-
dalierer, die am diesjährigen 1. Mai 
einen Sachschaden an privatem Ei-
gentum von über 150000 Franken an-
gerichtet haben, sind der Zürcher Po-
lit-Elite kein grosser Dorn im Auge. 
Als unser Fraktionspräsident Mauro 
Tuena die alljährlich am 1. Mai wie-
derkehrenden Schäden an privatem 
Gut kritisierte, erntete er von den ge-
genüber sitzenden Gemeinderäten 
nur hämisches Gelächter. 

An diesem Mittwoch hat der Zür-
cher Gemeinderat abermals seine ei-
gentumsfeindliche Haltung unter 
Beweis gestellt, diesmal im Zusam-
menhang mit der Bau- und Wohnpoli-
tik. Es ging um eine Abstimmungs-
empfehlung zur kantonalen Vorlage 
«Mindestanteil an preisgünstigem 
Wohnraum» vom 28. September 2014. 
Solche Abstimmungsempfehlungen 
zu nicht städtischen Vorlagen sind
äusserst unüblich. Trotzdem erzwang 
die linke Ratsmehrheit eine Diskussi-
on darüber und empfi ehlt nun dem 
Stimmbürger, diese Vorlage anzu-
nehmen. Leider hat vorgängig auch 
eine äusserst knappe Mehrheit des 
Kantonsrats (88:84)  diesbezüglich die 
Ja-Parole herausgegeben. 

Kontraproduktiv
Das Ziel dieser kantonalen Vorlage ist 
die Förderung  von preisgünstigem 
Wohnraum. Zu diesem Zweck soll die 
Gemeinde zukünftig den Eigentü-
mern bzw. interessierten Bauherren 
nach Umzonungen für einen Teil
ihrer Liegenschaft einen maximalen 
Mietzins vorschreiben können. Das 
sieht vordergründig nach einer will-
kommenen Hilfestellung für jeden 
Wohnungssuchenden aus. Die Proble-
matik, dass die Mieten in den Städten 
immer höher und für den Mittelstand 
teils unbezahlbar geworden sind, ha-
ben auch die bürgerlichen Parteien 
erkannt. Der Wohnungsbau kann in 
den Städten (nicht nur in Zürich!) we-
gen der nur beschränkt vermehrba-
ren Fläche, mit der wachsenden 
Nachfrage nicht Schritt halten, was  
stets steigende Mietzinse zur Folge 
hat. Man muss schon beide Augen ver-
schliessen, um nicht zu erkennen, 
dass die rasant zugenommene Nach-

frage nach Wohnungen in den Städ-
ten zu einem grossen Teil durch die 
uneingeschränkte Masseneinwande-
rung ausgelöst worden ist. Doch statt 
die Einwanderung auf ein vernünfti-
ges Mass einzupendeln, soll nun ein 
weiterer Eingriff in die Marktwirt-
schaft, einen Pfeiler unseres Wohl-
stands, vorgenommen werden. Dieser 
Weg wird aber keine Abhilfe ver-
schaffen, im Gegenteil, er wirkt so-
gar kontraproduktiv. Ein solcher Ein-
griff in das Eigentumsrecht schreckt 
Investoren vom Bau neuer Wohnun-
gen ab, was die Mieten tendenziell 
eher steigen als sinken lässt und bläht 
die jetzt schon überbordende Büro-
kratie im Bauwesen sowohl für die 
privaten Investoren wie auch für die 
betroffene Gemeinde weiter auf. So 
müssten beispielsweise fortan der 
Mietzins und jede Änderung im 
Grundbuch eingetragen werden (na-
türlich jedes Mal gebührenpfl ichtig). 
Die Gemeinde müsste eine Art Miet-
zinspolizei einführen, die regelmäs-
sig die betroffenen Liegenschaften 
abklappert, um zu kontrollieren, ob 
der gesetzlich erlaubte Höchstzins 
nicht überschritten wird. 

Genfer Genossen
Schlimmer noch als in Zürich 
herrscht in Genf seit längerem eine 
prekäre Wohnungsnot. Marco Salvi, 
der im Auftrag von Avenir Suisse eine 
Studie zur Genfer Wohnungsnot lei-
tete, kommt zum Schluss: «Besonders 
stark behindert wird der Bau neuer 
Wohnungen durch die staatliche Fi-
xierung der Bodenpreise bei der Um-
zonung von Landfl ächen und die dar-
an gekoppelten Bestimmungen, wel-
che die Festsetzung der Mietzinse der 
auf solchen Grundstücken erbauten 
Wohneinheiten regeln.» Salvi rät den 
Genfern, den Baumarkt wieder freier 
spielen zu lassen, um die Investoren 
zu motivieren, in dieser Stadt zu in-
vestieren. Dazu gehöre der Abbau der 
sozialistischen Vorschriften und der 
ausufernden Bürokratie, also genau 
das, was der Zürcher Gemeinderat 
jetzt ausbauen will. Zwar gibt die 
Stadt Zürich vor, das Verwaltungs-
wachstum zu stoppen, der Trend geht 
aber, nicht zuletzt auch mit der Um-
setzung dieser Vorlage, in die entge-
gengesetzte Richtung.

Falscher Weg
Selbstverständlich darf das Recht auf 
Eigentum, wie andere Grundrechte 
auch, eingeschränkt werden, aller-
dings nur, wenn dies durch ein öf-
fentliches Interesse gerechtfertigt 
wird. Im Falle der immer wieder
geduldeten Hausbesetzungen, den
1. Mai-Krawallen, bei der die Stadt je-
weils beide Augen zudrückt, fehlt die-
se Voraussetzung aber klar. Bei der 
kantonalen Vorlage für einen Min-
destanteil von preisgünstigem Wohn-
raum scheint das öffentliche Interes-
se zwar vordergründig gegeben, wird  
aber in der Praxis das Gegenteil be-
wirken. 

Parole SVP Stadt Zürich
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Einladung zum Seemer Dorfet
(Winterthur-Seen)

Freitag bis Sonntag, 5. bis 7. September 2014

Die SVP Seen

freut sich auf Ihren Besuch im

Wyystübli

an der Werdstrasse in Winterthur-Seen

Treffen Sie alte Bekannte, oder gewinnen Sie

bei unseren ausgesuchten Weinen aus dem

Wallis und der Umgebung neue Freunde.

Als «Unterlage» gibt es die bereits traditionellen

 «Militär»-Käseschnitten oder Bauernspeck und

Bauernschüblig, natürlich mit Bauernbrot 

sowie unsere bodenständige Gerstensuppe

Das SVP Wyystübli-Team und Festwirt

Kantonsrat René Isler, Winterthur 

LESERBRIEF

Fall Seco: Fehlbarer Beamter
nutzte Machtvakuum aus
Mit der Aufarbeitung der Beste-
chungsaffäre im Beschaffungswesen 
rund um das Staatssekretariat für 
Wirtschaft (Seco) kommt etwas Licht 
in den desaströsen Zustand dieser Ab-
teilung. Wir erinnern uns, nicht die 
Kontrollinstanzen der Bundesverwal-
tung haben den Fall aufgedeckt, son-
dern die Zeitungen «Tages-Anzeiger» 
und «Bund». Als ehemaliger Leiter der 
Internen Revision (Inspektorat) eines 
grösseren Konzerns lese ich den Arti-
kel so, als würden die Chefs im Seco 
ihren Berufsalltag am Ort einer Abge-
schiedenheit und Unberührtheit ver-
bringen. 

Für sie war nur wichtig, dass die 
Rechensysteme irgendwie funktio-
nierten, innerhalb von fetten Bud-
gets. Und wenn etwas dumm gelau-
fen ist, kommt der oberste Chef, in 
diesem Fall BR Schneider-Ammann 
und erklärt: «Die moralische Verant-
wortung trägt die gesamte Hierar-
chie. Ich zähle mich dazu.» So läuft es 
in Bundesbern ab. Ob er gemerkt hat, 
dass er mit einer solchen Aussage den 
beiden – für diese Aufgabe ungeeig-
neten – Vorgesetzten des korrupten 
Ressortleiters eine willkommene 
«Absolution» erteilt hat?

Nach meinem Kenntnisstand 
müssten – nebst dem Ressortleiter – 
auch die untätigen direkten Vorge-

setzten, die einen derartigen Beste-
chungsfall erst ermöglichten, sofort 
entlassen werden. Liegt da nicht un-
getreue Geschäftsbesorgung vor? Das 
betrifft zum einen den ehemaligen 
Leiter des Bereiches Arbeitsmarkt 
und Arbeitslosenversicherung, aber 
auch Serge Gaillard, der von 2007 bis 
2012 die Direktion für Arbeit im Seco 
leitete. Während sich ersterer per En-
de Jahr frühpensionieren lässt, wur-
de Serge Gaillard (früherer Gewerk-
schaftssekretär) zum Direktor der 
Eidgenössischen Finanzverwaltung 
befördert. Entspricht eine solche un-
verständliche Massnahme dem «Mo-
dus Operandi» im Bundeshaus oder 
ist sie vielmehr  eine weitere Gefällig-
keit von BR Eveline Widmer-Schlumpf 
gegenüber den Linken?

Dass sich mit solcherart Problemlö-
sungen im Beschaffungswesen in 
Bundesbern inskünftig viel ändert, 
bezweifl e ich. Zudem wurde kürzlich 
ruchbar, dass ein vor Jahren beschlos-
senes neues Vertragsmanagement-
Tool (Verantwortlich: Justizdeparte-
ment) sich weiter verzögert. In der 
Bundesverwaltung gibt es – über alle 
Departemente – derzeit rund 2500 
Dienstleistungsverträge mit einem 
Volumen von 3,3 Milliarden Franken.

Karl Meier-Zoller, Effretikon 
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Noch mehr
Vorschriften
und
Bürokratie?

zur Änderung Planungs- 
und Baugesetz

NEIN


